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D 
ie aktuellen Spender-

zahlen der Deutschen 

Stiftung Organtrans-

plantation (DSO) belegen die 

schwierige Situation in der Bun-

desrepublik: 2017 gab es bundes-

weit 797 Organspender, 60 weni-

ger als im Jahr zuvor. Von dieser 

negativen Entwicklung ist auch 

Hamburg betroffen. Während im 

Jahr 2016 noch eine Steigerung 

von zuvor 27 auf 40 postmortale 

Organspender verzeichnet wurde, 

standen im vergangenen Jahr in 

der Hansestadt lediglich die Orga-

ne von 24 Verstorbenen zur 

Transplantation zur Verfügung. 

Nach Einschätzung der DSO ver-

sterben in den Kliniken Ham-

burgs aber jährlich ca. 2.000 Per-

sonen, die für eine Organspende 

in Betracht kämen. Ein Hambur-

gisches Ausführungsgesetz zum 

Transplantationsgesetz des Bun-

des soll nun eine Trendwende ein-

leiten. Die Steigerung der realisier-

ten Organspenden soll maßgeb-

lich durch intensivere Aktivitäten 

in den Krankenhäusern erreicht 

werden. 

Neues Landesgesetz macht 

Krankenhäusern klare Vorgaben 

zu Transplantationsbeauftragten 

und Berichten an die Gesund-

heitsbehörde 

„Täglich sterben in Deutsch-

land Menschen, weil sie vergebens 

auf ein Spenderorgan gewartet ha-

ben. Es ist höchste Zeit, alle Kräf-

te zu mobilisieren, um diesen Ne-

gativtrend umzukehren und konti-

nuierlich und dauerhaft mehr Or-

ganspenden zu realisieren. Der 

Schlüssel dazu liegt – neben der 

Frage der Spenderausweise – auch 

in den Krankenhäusern“, so Ge-

sundheitssenatorin Cornelia Prü-

fer-Storcks. „Von den neuen Vor-

gaben in unserem Landesgesetz 

zur Berufung und Freistellung von 

Transplantationsbeauftragten so-

wie der Berichtspflicht der Kran-

kenhäuser erwarte ich starke posi-

tive Effekte.“ 

Die 22 Hamburger Kranken-

häuser, die Organentnahmen 

durchführen, müssen demnach 

mindestens einen Transplantati-

onsbeauftragten benennen. In 

größeren Häusern müssen min-

destens zwei Transplantationsbe-

auftragte eingesetzt werden. 

Die Krankenhäuser sind zu-

künftig verpflichtet, die Trans-

plantationsbeauftragten nach ei-

nen festen Schlüssel (0,1 Stellen-

anteile pro 10 Intensivbetten, das 

heißt eine Stelle pro 100 Betten) 

von allen weiteren Aufgaben frei-

zustellen. Eine vergleichbare Be-

stimmung existiert seit Anfang 

2017 bislang nur im Bayerischen 

Ausführungsgesetz. Bayern ist das 

Bundesland, das im zurückliegen-

den Jahr entgegen dem Bun-

destrend die deutlichste Steige-

rung der Organspende erzielt hat. 

Für die fachliche Qualifikation 

der Transplantationsbeauftragten 

wird gezielt ein hohes Niveau fest-

gelegt. Hierzu zählt eine Facharzt-

qualifikation und eine mindestens 

dreijährige Berufserfahrung in der 

Intensivmedizin oder die Zusatz-

weiterbildung Intensivmedizin. 

Hierdurch soll sichergestellt wer-

den, dass nur in der praktischen 

(intensivmedizinischen) Tätigkeit 

sehr erfahrene Personen zum 

Transplantationsbeauftragten be-

stellt werden dürfen. Dies können 

unter bestimmten Voraussetzun-

gen auch Pflegekräfte sein. Insge-

samt sollen das hohe Qualifikati-

onsniveau und der erweiterte 

Handlungsrahmen dazu beitragen, 

die Funktion der Transplantati-

onsbeauftragten zu stärken und 

ihrem Wirken im Klinikalltag ge-

genüber anderen Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeitern bis hin zur Kli-

nikleitung die erforderliche Be-

deutung zu verleihen. 

„Etwa 30 Prozent der Bevölke-

rung haben einen Organspende-

Organspende 

HAMBURG WILL TRENDWENDE 

BEI ORGANSPENDEN 

Neues Landesgesetz macht Krankenhäusern klare Vorgaben zu 

Transplantationsbeauftragten und Berichten an die Gesundheits-

behörde. 

Dazu hat die Behörde für Gesundheit und Verbraucherschutz am  

6. Februar 2018 nachfolgende Pressemitteilung veröffentlicht. 
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ausweis. Aber nur zwischen ein 

und zwei Prozent der möglichen 

Organspenden sind in den letzten 

Jahren in Hamburgs Krankenhäu-

sern realisiert worden. Das zeigt, 

dass wir hier das größte Potential 

zur Steigerung der Organspende 

haben“, so Senatorin Prüfer-

Storcks. 

Deshalb soll die Behörde für 

Gesundheit und Verbraucher-

schutz (BGV) durch die Einfüh-

rung einer Berichtspflicht der 

Krankenhäuser zukünftig beurtei-

len können, ob in den einzelnen 

Entnahmekrankenhäusern die Po-

tentiale für mögliche Organspen-

den umfassend erkannt und ge-

nutzt werden. Die entsprechenden 

Angaben der Kliniken werden von 

der Gesundheitsbehörde veröf-

fentlicht, so dass eine neue Trans-

parenz geschaffen wird. 

Der Entwurf des Ausführungs-

gesetzes, der nun in die Bürger-

schaft eingebracht wird, verleiht 

zudem der staatlichen Aufsicht im 

Bereich des Transplantationswe-

sens mehr Gewicht. Vertreterin-

nen oder Vertreter der Gesund-

heitsbehörde oder beauftragte 

Sachverständige können an den 

Transplantationskonferenzen der 

Transplantationszentren teilneh-

men. In diesem Gremium werden 

für die Patientinnen und Patienten 

höchst bedeutsame Entscheidun-

gen, wie zum Beispiel die Aufnah-

me auf die Warteliste bei der Ver-

mittlungsstelle (Eurotransplant), 

getroffen. Diese Aufsichtsbestim-

mung ist bundesweit bislang ohne 

Vorbild. Senatorin Prüfer-Storcks: 

„Ich bin zuversichtlich, dass die in 

Hamburg vorhandenen Potentiale 

für die Organspende bei einem 

erfolgreichen Ineinandergreifen 

unserer Regelungen viel besser 

ausgeschöpft werden können. 

Darüber hinaus werden wir nicht 

nachlassen, für die Organspende-

ausweise zu werben. Der doku-

mentierte Willen eines Menschen 

gibt Angehörigen sowie Ärztinnen 

und Ärzten mehr Sicherheit bei 

ihrem Handeln.“ 

Nach Umfragen stehen über 80 

Prozent der Deutschen einer Or-

ganspende positiv gegenüber. 

Aber nur rund 30 Prozent haben 

dies in einem Organspendeaus-

weis dokumentiert. Die Gesund-

heitsbehörde wirbt bereits seit 

2010 mit verschiedenen Kampag-

nen für mehr Organspendeaus-

weise. 2016 wurde die Kampagne 

unter dem Motto „Werd‘ auch Du 

zum Superhelden“ neu aufgelegt 

und stadtweit beworben. 2017 

wurde die Plakatierung im Umfeld 

des „Internationalen Tags der Or-

ganspende“ wiederholt 

Kommentar: 

Das neue Landesgesetz ist sicherlich nicht schlecht, möglicherweise 

können dadurch die Organspendezahlen in Hamburg gehalten, vielleicht 

sogar etwas verbessert werden. Aber es ist meiner Meinung nach nicht 

das, was bisher gefehlt hat, um auch nur annähernd vergleichbare Zah-

len pro Mio. Einwohner wie in Spanien, Österreich oder Belgien zu er-

reichen. Dort wie in weiteren 19 Ländern der EU gilt die Wider-

spruchslösung. Die Abgeordneten in den Parlamenten dieser Länder wer-

den ihre Entscheidung verantwortungsvoll und wohlüberlegt getroffen 

haben. 

Man fragt sich, warum es dem Gesetzgeber in Deutschland so schwer 

fällt bzw. es ihm unmöglich ist, den 22 Partnerländern in der EU zu 

folgen und ein Transplantationsgesetz mit einer Widerspruchlösung zu 

beschließen, wo doch 80 % unserer Bevölkerung der Organspende positiv 

gegenüberstehen.  

Stattdessen hat die Politik organisatorische Mängel für die histo-

risch niedrigen Organspendezahlen in Deutschland ausgemacht. Das ist 

gut, weil man sich jetzt der Verantwortung für grundlegende Verände-

rungen entledigen kann, durch die Stärkung der Transplantationsbeauf-

tragten aber gleichzeitig Handlungsfähigkeit zeigt. Somit wird also 

die Verantwortung an die Krankenhäuser bzw. an die Transplantations-

beauftragten weitergeleitet. Diese Delegationslösungen kennen wir ja 

aus vielen Politikfeldern. 

Nun liegt es also an den Menschen, die die Funktion eines Transplan-

tationsbeauftragten übernehmen, für bessere Organspendezahlen zu sor-
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§ 3 

Aufgaben der Transplantationsbeauftragten 

Zusätzlich zu den in § 9b Absatz 2 TPG genannten Aufgaben sind Transplantationsbeauftragte insbesondere auch 

verantwortlich für, 

1. die organisatorische Sicherstellung der Feststellung und Dokumentation des Spenderwillens, 

2. die organisatorische Sicherstellung eines qualifizierten Angehörigengesprächs im Hinblick auf die nach § 4 Absatz 1 

TPG im Einzelfall erforderliche Zustimmung zur Organentnahme, gegebenenfalls unter Hinzuziehung einer Mitar-

beiterin oder eines Mitarbeiters der Koordinierungsstelle, 

3. die organisatorische Sicherstellung der vollständigen Dokumentation des endgültigen, nicht behebbaren Ausfalls 

der Gesamtfunktion des Großhirns, des Kleinhirns und des Hirnstamms gemäß der Richtlinie der Bundesärzte-

kammer, 

4. die organisatorische Sicherstellung einer ohne Personenbezug erfolgenden quartalsweisen Dokumentation und 

Weiterleitung der Todesfälle mit primärer oder sekundärer Hirnschädigung an die Koordinierungsstelle unter Ver-

wendung des hierfür zur Verfügung gestellten Erhebungsbogens zur Einzelfallanalyse, auf dem insbesondere die 

Gründe für eine nicht erfolgte Hirntoddiagnostik, die Gründe einer nicht erfolgten Meldung an die Koordinie-

rungsstelle und andere der Organentnahme entgegenstehende Gründe erfasst werden, sofern die relevanten Daten 

der Koordinierungsstelle nicht bereits auf anderem Wege zur Verfügung gestellt wurden, 

5. die Bereitstellung von schriftlichen Handlungsempfehlungen für das Personal der Intensiv-und Beatmungsstatio-

nen, insbesondere zum Ablauf einer Organspende, zu den Maßnahmen der Hirntoddiagnostik und zur intensivme-

dizinischen Vorbereitung einer Organentnahme, 

6. die kontinuierliche Information des ärztlichen und pflegerischen Personals über die rechtlichen Grundlagen und die 

Bedeutung der Organspende im Rahmen von Fortbildungsveranstaltungen, die themenbezogen auf Anforderung 

der oder des Transplantationsbeauftragten unter Beteiligung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Koordinie-

rungsstelle erfolgt, 

7. die Unterstützung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Koordinierungsstelle bei ihrer Tätigkeit im Kranken-

haus, 

8. die Sicherstellung der Zusammenarbeit mit den Transplantationszentren und der Koordinierungsstelle, 

9. die Information der ärztlichen Leitung des Entnahmekrankenhauses mindestens halbjährlich über die hausinternen 

Strukturen für die Organspende und die erfolgten Organentnahmen. Darüber hinaus ist die ärztliche Leitung in 

allen Angelegenheiten der Organspende zu beraten und über die Ergebnisse der Erhebung nach Nummer 4 zu 

informieren. 

gen. Das ist eine anspruchsvolle Aufgabe. 

Dabei ist allein schon die Tatsache, Menschen nach aufwühlenden Er-

eignissen und in schweren Stunden auf die Organspende anzusprechen, 

menschlich sehr schwierig sowie emotional und psychisch äußerst be-

lastend. Ich kann nicht erkennen, dass durch das Hamburgische Ausfüh-

rungsgesetz diese Situation erleichtert wird, denn welche der anzu-

sprechenden Angehörigen wird dieses kennen. Der Transplantationsbe-

auftragte wird ihnen vor der entscheidenden Frage seine Funktion und 

Aufgabenstellung erläutern müssen. Trotzdem käme er aus seiner Bitt-

stellerposition nicht heraus.  

Ein Transplantationsgesetz mit einer Widerspruchslösung würde nicht 

nur die positive Einstellung der meisten Menschen zur Organspende wi-

derspiegeln, sondern den Transplantationsbeauftragten die Erfüllung 

ihrer Aufgabe erleichtern, indem es ihnen politisch den Rücken stärkt 

und ethisch eine sicherere Basis ihres Handelns gibt.  

Sollte die Behörde beabsichtigen, für den Organspendeausweis weiter-

hin mit der plumpen Aufforderung „Werd‘ auch Du zum Superhelden“ zu 

werben, tut sie der Organspende keinen Gefallen. Für die Organspende 

braucht es keine Helden, sondern informierte und selbstbestimmte er-

wachsene Menschen. Wenn schon Superhelden, dann bitte im Bundestag 

mit einer entsprechenden Gesetzgebung.          Jens Tamcke 


